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Anfrage:
Die Bürgerschaftsfraktion DIE LINKE bittet die Stadtverwaltung um die Beantwortung 
folgender Fragen zum Bebauungsplan Nr. 71 „Wohnbebauung am Deviner Weg“:
 
1. Wie bewertet die Stadtverwaltung die Vereinbarkeit der geplanten bis zu

fünfgeschossigen Bebauung mit dem bisherigen Orts- und Landschaftsbild im
Bereich Devin, insbesondere im Hinblick auf die vorhandene kleinteilige Bebauung, die 
Wassernähe und die Bedeutung des Gebietes als Naherholungsraum?
Warum wird im B Plan nur eine maximale Geschosshöhe und keine Gesamthöhe in 
Metern vorgegeben.
 

2. Welche fachlichen Grundlagen liegen der Einschätzung zugrunde, dass die Eingriffe in 
Natur und Landschaft, insbesondere in geschützte Biotope sowie Lebensräume von 
Brutvögeln, Fledermäusen, Reptilien und Amphibien, durch die vorgesehenen 
Maßnahmen ausreichend ausgeglichen werden können? Wie sollen die geplanten 
Eingriffe konkret ausgeglichen werden und wann?
 

3. Wie begründet die Stadtverwaltung die Überplanung von Flächen, die bislang als 
Kompensationsflächen im Zusammenhang mit der Rügenbrücke dienen, und wie wird die
ökologische Gleichwertigkeit der vorgesehenen Ersatzflächen nachgewiesen? Wo sollen 
die Ersatzausgleichsflächen entstehen und wann werden diese Flächen den zerstörten 
Flächen gleichwertig sein?
 

4. Welche rechtliche und fachliche Bewertung nimmt die Stadtverwaltung hinsichtlich des 
Küstenschutzstreifens und möglicher Ausnahmen von den Vorgaben des 
Naturschutzrechts vor, insbesondere angesichts der bekannten Problematik des 
Küstenabbruchs am Deviner Steilufer? Was ist mit den im B Plan erwähnten 
Küstenschutzmaßnahmen gemeint?
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5. Wie bewertet die Stadtverwaltung den Verlust landwirtschaftlich genutzter Flächen und 

wertvoller Böden durch die geplante Bebauung?
 

6. Auf welchen aktuellen und validen Daten beruht die Annahme eines zusätzlichen 
Wohnraumbedarfs in Andershof/Devin, und inwieweit wurden die demografische 
Entwicklung, vorhandene Wohnbaupotenziale sowie der Bedarf an altersgerechtem 
Wohnen und sozialer Infrastruktur berücksichtigt?

 
7. Welche Alternativstandorte wurden im Stadtgebiet konkret geprüft, insbesondere

bereits erschlossene oder ökologisch weniger sensible Flächen wie die Bereiche 
Boddenweg/Greifswalder Chaussee, Haltepunkt Süd, Hansebogen/Rostocker Chaussee 
oder östlich der Brandshäger Straße?

 
8. Wie bewertet die Stadtverwaltung die Auswirkungen des geplanten Wohngebietes auf die

soziale Infrastruktur in Andershof/Devin, insbesondere auf Kita-, Schul- und medizinische
Versorgungskapazitäten? 
 

9. Welche zusätzlichen verkehrlichen Belastungen und Lärmauswirkungen werden durch 
das Vorhaben erwartet, und welche Maßnahmen sind vorgesehen, um 
mögliche Überschreitungen von Orientierungswerten zu vermeiden oder zu mindern?

 
10. Welche Auswirkungen hat das Vorhaben auf den Ostseeküsten-Radweg und die 

Naherholungsfunktion des Gebietes, und welche Alternativen zur geplanten Umleitung 
wurden geprüft?
 

11. Wie bewertet die Stadtverwaltung die Durchführung der Öffentlichkeitsbeteiligung 
während der Sommerferien im Hinblick auf eine möglichst breite Beteiligung der 
Bürgerinnen und Bürger? 

 
 
 
Begründung:
 
Zum Bebauungsplan Nr. 71 „Wohnbebauung am Deviner Weg“ liegen aus der Bürgerschaft 
erhebliche Einwände vor. Diese betreffen insbesondere den Umfang und die städtebauliche 
Wirkung der geplanten Bebauung, den Eingriff in ein landschaftlich und ökologisch sensibles 
Gebiet, die Überplanung bisheriger Kompensationsflächen, Fragen des Küsten- und 
Artenschutzes sowie mögliche Folgen für Verkehr, Lärm, Naherholung und soziale 
Infrastruktur.
Aus Sicht der Fraktion DIE LINKE ist es erforderlich, vor weiteren politischen 
Entscheidungen eine nachvollziehbare und transparente Bewertung dieser Punkte 
vorzunehmen. Dabei ist insbesondere zu klären, ob die Planung mit den Zielen eines 
sparsamen Umgangs mit Grund und Boden, des Natur- und Klimaschutzes, des 
Küstenschutzes sowie einer sozial ausgewogenen Stadtentwicklung vereinbar ist.
Die Anfrage soll dazu beitragen, die fachlichen Grundlagen der Planung offenzulegen, 
mögliche Alternativen zu prüfen und die vorgebrachten Hinweise
 
 




